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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur zweiten Beratung des vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundessoziaihilfegesetzes 
— Drucksachen 10/3079, 10/3378 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

,1. § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassimg: 

„(4) Für das Jahr 1985 tritt an die Stelle der Neufestset- 
zung der Regelsätze nach Absatz 3 mit Wirkung vom 1. Juli 
1985 eine Erhöhimg der zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Regelsätze um jeweils 30 vom Hundert. Die Regelsätze sind 
um die jährüchen Preissteigerungen anzuheben. Die 
dadurch entstehenden Mehraufwendungen trägt der 
Bund."' 

2. Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,2. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhalten die Einleitimg sowie die Nximmern 1 
imd 2 folgende Fassung: 

„Ein Mehrbedarf von 30 vom Himdert des maßgebenden 
Regelsatzes ist anzuerkennen 

1. für Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, 

2. für Personen unter 60 Jahren, die erwerbsunfähig im 
Sinne der gesetzüchen Rentenversichenmg sind, " . 

b) Die Absätze 2 imd 3 erhalten folgende Fassimg: 

„ (2) Für Personen, die mit einem Kind unter 7 Jahren 
oder mit zwei oder drei Kindern unter 16 Jahren Zusam- 
menleben und allein für deren Pflege imd Erziehimg 
sorgen, ist ein Mehrbedarf von 30 vom Hundert des maß- 
gebenden Regelsatzes anzuerkennen, soweit nicht im 
Einzelfall ein abweichender Betrag besteht; bei vier oder 
mehr Kindern erhöht sich der Mehrbedarf auf 50 vom 
Hundert des maßgebenden Regelsatzes. 
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(3) Für Behinderte, die das 15. Lebensjahr vollendet 
haben und denen Einghederungshilfe nach § 40 Abs. 1 
Nr. 3 bis 5 gewährt wird, ist ein Mehrbedarf von 50 vom 
Hundert des maßgebenden Regelsatzes anzuerkennen, 
soweit nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf 
besteht. Satz 1 kann auch nach Beendigung der in § 40 
Abs. 1 Nr. 3 bis 5 genannten Maßnahme während einer 
angemessenen Übergangszeit, vor allem einer Einarbei- 
timgszeit, angewendet werden."' 

3. Nummer 3 wird gestrichen. 

4. Nummer 4 wird gestrichen. 

5. Nummer 5 wird gestrichen. 

Bonn, den 22, Mai 1985 

Hönesr Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 


Begründung 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 1 - § 22 Abs. 4): 

Betroffene Sozialhüfeempfänger und Sozicdhilfeexperten aus Wis- 
senschaft und Praxis sowie die Wohlfahrtsverbände haben wie- 
derholt nachgewiesen, deiß das monatliche Versorgungsniveau 
der Sozialhilfeempfänger zu niedrig angesetzt ist. Die Kritik rich- 
tet sich gegen die imzureichende Höhe der Regelsätze, Die Fest- 
setzung der Höhe des monatiichen Geldbetrags für diese durch 
den Regelsatz erfaßten Leistungen erfolgt auf der Grundlage 
eines Warenkorbs aus dem Jahre 1970, der von einem Arbeits- 
kreis des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge 
zusammengestellt wurde. 

Besagter Verein hat in einer Berechnung auf Basis eines neuen 
Verbrauchsschemas und der Bundesdurchschnittspreise des Jah- 
res 1980 nachgewiesen, daß eine Erhöhung der Regelsätze um 
30 % notwendig ist. 

Dabei sind die Preissteigerungen bis zum Jahre 1985 noch nicht 
berücksichtigt. 

Damit ist belegt, daß die Bedarfssätze im Warenkorb unzweifel- 
haft vercdtet und zu niedrig angesetzt sind. So ergeben sich 
erhebhche Defizite bei allen Bedarfsansätzen, zumal eine Aktuah- 
sienmg des Verbrauchsschemas seit über zwölf Jahren nicht statt- 
gefunden hat. Die dringhch erforderhche Anpassung der Regel- 
sätze winde von den Kommunen und Landkreisen und schließhch 
dinch das 2. Haushaltsstrukturgesetz blockiert. Eine sofortige 
bundesweite Erhöhung der Sätze ist schon allein deshalb geboten, 
um der drohenden weiteren Ausgrenzung von Erwerbslosen ent- 
gegenzuwirken. Die Folgen der wirtschaftlichen Krise dürfen 
nicht auf die Arbeitslosen, die keine Leistungen mehr aus der 
Arbeitslosenversicherung bekommen, sowie auf die Erwerbslosen 
abgewälzt werden. 
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Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 2 - § 23): 

Durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 1981 
wurden die Mehrbedarfszuschläge nach § 23 BSHG von 30 % auf 
20 % imd von 50 % auf 40 % herabgesetzt. 

Aus der Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 ergibt sich die dringliche 
Notwendigkeit, die Einsparungsmaßnahmen für besonders 
betroffene Hilfeempfänger rückgängig zu machen. Dabei ist die 
Intention des Bundesrates, insbesondere Hilfeempfängem ab 
Vollendung des 60. Lebensjahres und Alleinerziehenden mit 
einem Kind unter sieben Jahren geringfügige finanzielle Verbes- 
serungen zu gewähren, mitberücksichtigt worden. 

Zu Nummern 3 bis 5 (Artikel 1 Nr. 3 bis 5) 

Nach der bisher geltenden Regelung werden die Grundbeträge 
durch ein Vielfaches des Regelsatzes eines Haushaltsvorstands 
gebildet. Die geplante Erhöhung des Regelsatzes von ca. 8 % führt 
zu einer insgesamt unzureichenden Anhebung der Einkommens- 
grenzen. Auch die vorgesehene Abkoppelung der Grundbeträge 
von dem Eckregelsatz durch Einführung von Festbeträgen führt 
zum gleichen Ergebnis. Immer mehr Hilfebedürftige in besonde- 
ren Lebenslagen haben künftig keinen oder einen gekürzten 
Anspruch auf Sozialhüfeleistungen. Bereits das Haushaltsbegleit- 
gesetz 1984 vom 22. Dezember 1983 hat zu Einschränkungen bei 
der Hüfe in besonderen Lebenslagen geführt. Dies kann nicht 
weiter hingenommen werden. 

In jedem Fall muß sich die Dynamisierung der Einkommensgren- 
zen bei der Sozialhilfe naclv den Steigerungen der Lebenshal- 
tungskosten bzw. der Preissteigerungen richten. Die beabsich- 
tigte Dynamisierung durch Anhebung der Beitragsbemessungs- 
grenzen in der Rentenversicherung spiegelt die Entwicklung der 
Einkommen, aber nicht die quantitative und qualitative Steige- 
rung bei den Lebenshaltungskosten wider. 

Von daher ist die jetzige Regelung, nämlich die Koppelung von 
Grundbeträgen und Eckregelsatz, beizubehalten. Sie ist system- 
gerecht, da nach Vorstellungen der GRÜNEN der Regelsatz an 
das Bedarfsprinzip (Verbrauchsschema und Preisentwicklung) 
gekoppelt ist und dies auch bleiben sollte. 

Im Zusammenhang mit der Forderung der Fraktion DIE GRÜNEN 
nach einer 30prozentigen Erhöhung des Regelsatzes und entspre- 
chender Anhebung der Einkommensgrenzen kann einer weiteren 
Ausgrenzung entgegengewirkt werden. 
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